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Militär attraktiver gestalten

Der Milizgedanke sichert die enge 
Verbindung zwischen Gesellschaft 
und Armee und stärkt den nationalen 
Zusammenhalt. Zumal die Basis je-
doch zunehmend erodiert, plädiert 
Nationalrat Marcel Dobler dafür, dass 
neue Modelle erdacht werden müssen, 
um den Militärdienst attraktiver zu 
gestalten.
Seite 11

Energiestrategie 2050

Die Schweizer Stimmbevölkerung 
wird am 21. Mai über das neue Ener-
giegesetz abstimmen. Die Vorlage 
enthält positive wie negative Aspekte. 
FDP.Die Liberalen hat sich vor einer 
kritischen Debatte nicht gescheut und 
nach intensiven internen Diskussio-
nen schliesslich die Ja-Parole gefasst, 
weil für die Mehrheit die positiven 
Aspekte überwiegen.
Seiten 14 und 15

Perle aus dem Archiv

Wie sah die freisinnige Politik in der 
Vergangenheit aus? In einem Beitrag 
zeigen wir anhand der Bildungspoli-
tik der 70er- und 80er-Jahren auf, wel-
che Positionen die Freisinnigen schon 
vor rund 40 Jahren vertraten.
Seite 21

It’s the economy, stupid!
In der öffentlichen Diskussion spielen 
derzeit Wirtschaftswachstum und 
Arbeitsplatzsicherheit kaum eine Rol-
le. Dominiert wird die Debatte viel-
mehr von Burka- und Redeverboten, 
einem nicht stattfindenden Leistungs-
abbau in der Bildung, dass man in der 
S-Bahn nicht immer einen Sitzplatz 
findet, wieweit Unispital und Univer-
sität wegen des Natur- und Heimat-
schutzes in ihrer Entwicklung be-
schränkt sind – und ob die nächsten 
Tauchferien nicht doch besser auf den 
Malediven statt im Sinai gebucht wer-
den sollen.

Das ist nicht grundsätzlich falsch. 
Es sollten dabei aber zwei, drei grund-
legende Punkte nicht vergessen gehen.

Als Erstes gilt es nüchtern festzu-
halten, dass es uns allen gut geht, sehr 
gut sogar. Unser Wohlstand und die 
uns offenstehenden Möglichkeiten su-
chen ihresgleichen. Wir hatten die 
Finanzkrise, die Wirtschaftskrise und 
die Eurokrise – und am Arbeitsplatz 
wird diskutiert, ob das neue iPhone 
besser sei als das neue Samsung. Vor 
diesem Hintergrund kann man leicht 
auf andere Sorgen kommen und die 
Wirtschaft vergessen.

Eine funktionierende Wirtschaft 
ist die Grundlage unseres 
Wohlstands und unserer 
Problemlösungsfähigkeit
Der Wohlstand und die hohe Lebens-
qualität sind, Zweitens, nicht vom 

Himmel gefallen, und sie sind auch 
nicht selbstverständlich, wie ein Blick 
über die Grenzen unschwer zeigt. 
Vielmehr sind sie das Ergebnis einer 
liberalen Wirtschaftsordnung und ex-
zellenter Rahmenbedingungen, dank 
derer Unternehmer und Arbeitnehmer 
Mehrwert erarbeiten können. Das gilt 
nicht nur heute, sondern auch in Zu-
kunft. Anstatt dieses Erfolgsrezept 
beizubehalten und zu verbessern, wird 
es aber mit Vorstössen wie der Krip-
pensteuer und der Lohndumpingini-

tiative gefährdet. Teile der Ge-
sellschaft meinen, es sei kein 
Problem, die wirtschaftlichen 
Rahmenbedingungen zu ver-
schlechtern, weil sie nicht 
(mehr) wissen, von wo unser 
Wohlstand kommt. Das ist 
höchst gefährlich und erinnert 
an den Mann, der den Ast ab-
sägt, auf dem er selbst sitzt. Wir 
müssen uns deshalb immer 
wieder in Erinnerung rufen, 
worauf der Erfolg der Schweiz 
basiert, und dass wir alle hierzu 
einen Beitrag leisten müssen.

Die eingangs genannten 
Probleme haben durchaus ihre 
Berechtigung. Sie zu lösen, ge-
lingt aber nur, wenn, drittens, 
dank der florierenden Wirt-
schaft genügend finanzielle 
und personelle Ressourcen vor-
handen sind und deren Innova-
tionkraft neue Lösungsansätze 

hervorbringt. Dies gilt auch für alle 
anderen Politikfelder. Ob Verkehrs-
infrastruktur oder Kindergärten, ob 
Gesundheitsvorsorge oder Arbeitslo-
senversicherung, ob Renaturierung 
eines Baches oder Theaterauffüh-
rung: Ohne eine funktionierende 
Wirtschaft ist schlicht das (Steuer-)
Geld nicht da, um all das zu finanzie-
ren. Wer solche und andere Projekte 
realisiert haben will, muss somit im 

Fortsetzung auf Seite 2

Hans-Jakob Boesch
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www.fittespitaeler.ch | Abstimmung 21.05.2017Zürcher Komitee Pro KSW und ipw, Stauffacherstrasse 16, 8004 Zürich

Fitte Spitäler –  
   zum Wohle  
der Patienten

Grundversorgung ist durch 
den Kanton garantiert

Gleich lange Spiesse für  
alle Zürcher Spitäler

Parlament und Volk haben 
immer das letzte Wort 

Jetzt handeln und KSW  
und ipw für die Zukunft  
fit machen                                   

Schon heute sind die meisten 
Schweizer Spitäler AGs                                      

Fitte Spitäler nützen den 
Patientinnen und Patienten                                          

Winterthurer  Spitalvorlagen

2 × JA

Parolen und Termine der FDP Kanton Zürich

Parolen für die kantonalen Abstimmungen vom 21. Mai 2017

Gesetz über die Kantonsspital Winterthur AG� JA

Gesetz über die Integrierte Psychiatrie Winterthur –  
Zürcher Unterland AG� JA

Volksinitiative Mehr Qualität –  
eine Fremdsprache an der Primarschule� NEIN

Termine

23. Mai 2017, 19.00 Uhr: 
Ordentliche Delegiertenversammlung bei PWC in Zürich Oerlikon

15. Juni 2017, 19.30 Uhr: 
Orts- und Bezirksparteienpräsidien-Konferenz, Zürich

doppelten Sinne auf die Wirtschaft 
Rücksicht nehmen: Zum einen, weil 
von dort die Ressourcen kommen, und 
zum anderen, weil diese nur dann 
auch zukünftig zur Verfügung stehen, 
wenn solche Projekte die Wirtschafts-
leistung nicht gefährden. Die «Re-
form» AHV2020 zeigt exemplarisch, 
dass dies heute leider allzu oft igno-
riert wird: Zwar tut eine Sanierung der 
Altersvorsorge angesichts der demo-
grafischen Entwicklung dringend not, 
aber die nun zur Abstimmung kom-
mende Vorlage führt zu einer Mehr-
belastung der jungen Arbeitnehmen-
den und zerstört so den Wohlstand der 
jüngeren Generationen. Wir brauchen 
stattdessen eine nachhaltige Politik, 
die eine Wohlstandsmehrung auch in 
Zukunft zulässt.

Auch das persönliche 
Wohlergehen basiert  
auf einer gesunden Wirtschaft
Was im Grossen gilt, gilt, viertens, 
auch im Kleinen: Unser persönliches 
Wohlergehen – die geräumige Fünf-
zimmerwohnung, drei Monate unbe-
zahlten Urlaub für eine Weltreise, der 
Ayurveda-Do-it-yourself-Heilkurs – 
hängt direkt davon ab, dass wir eine 
gutbezahlte Stelle haben und die 
Steuerbelastung tief ist. Beides ist nur 
in einer liberalen Wirtschaft zu haben, 
in der Unternehmer bereit sind, zu in-
vestieren und so neue Arbeitsplätze, 
unsere Arbeitsplätze, zu schaffen und 
Steuern zu bezahlen.

Für die Wirtschaft einzustehen, 
mag derzeit nicht im Trend liegen. 
Dass die Leute sich heute aber über 
alles andere Gedanken machen kön-
nen nur nicht über die Wirtschaft, ist 
nur deshalb möglich, weil wir von der 
FDP uns immer für einen funktionie-
renden Wirtschaftsstandort Schweiz 
eingesetzt haben – Trend hin oder her. 
Und wir werden dies auch in der Zu-
kunft tun. Denn wir haben trotz des 
Erfolges nicht vergessen, dass das 
Rückgrat unseres Wohlstands und 
unserer Freiheit eine liberale Wirt-
schaftsordnung ist: It’s the economy, 
stupid!

Wirtschaft und damit auch Wirt-
schaftspolitik weisen ganz verschie-
dene Facetten auf. In einigen weiteren 
Artikeln des vorliegenden «Zürcher 
Freisinns» wird das Thema aus ver-
schiedenen Blickwinkeln vertieft be-
trachtet:

•  Die Kantonsratsfraktion über die 
Finanzpolitik;

•  Die Stadtpartei Winterthur über 
die wirtschaftlichen Herausforderun-
gen in Städten;

•  Und die Bezirkspartei Dielsdorf 
und die Ortspartei Uster über den 
fruchtbaren Austausch zwischen der 
FDP und lokalen Unternehmen;

•  Die FDP Frauen Kanton Zürich 
zur Vereinbarkeit von Familie und Be-
ruf;

•  Die JFZ über das Steuersystem 
und ihre Mittelstandsinitiative.

Hans-Jakob Boesch, 
Parteipräsident

Fortsetzung von Seite 1

KEINE ABSCHAFFUNG
VON FRÜH- «English» 

STIMMEN SIE AM 21. MAI NEIN!

KEINE ABSCHAFFUNG
VON FRÜH- «English» 

STIMMEN SIE AM 21. MAI NEIN!
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Wie erfolgt der Rückbau eines Kernkraftwerks?

«Geologie ist vorhersehbarer als Gesellschaft»
Bernhard Schneider

Die Energiekommission der FDP des 
Kantons Zürich hat den Verantwort-
lichen für den Rückbau des Kern-
kraftwerks Mühleberg, Philipp Häng-
gi, am 7. Februar eingeladen, um das 
Grossprojekt vorzustellen. Der pro-
movierte Physiker zeigte auf, dass 
physikalische und ökonomische Fra-
gen gelöst werden müssen, keine ideo-
logischen.

Die BKW hat Ende 2013 entschie-
den, das Kernkraftwerk Mühleberg 
aus unternehmerischen Gründen zu-
rückzubauen. Damit hat der bernische 
Stromversorger das umfangreichste 
Projekt seit dem Bau dieser Anlage 
lanciert. «Da es sich um das erste Pro-
jekt dieser Art in der Schweiz handelt, 

ist die Entwicklung von entsprechen-
dem Know-how gefragt», hielt Häng-
gi fest. Der Prozess bis zum vollstän-

digen Rückbau von Mühleberg dauert 
drei Jahrzehnte und kostet 2,2 Milliar-
den Franken. Diese Summe ist mit den 
heutigen Rückstellungen finanziert, 
falls eine durchschnittliche Netto-
Rendite von zwei Prozent erzielt wer-
den kann.

Bis 2031 wird das Gebäude dekon-
taminiert. Der radioaktive Abfall wird 
provisorisch im Zwischenlager in Wü-
renlingen deponiert. Für die definitive 
Lagerung ist jedoch ein geologisches 
Tiefenlager erforderlich. Dazu Philipp 
Hänggi: «Geologisch und technisch 
ist das Tiefenlager für radioaktive Ab-
fälle gelöst, politisch hingegen nicht.»

Die Diskussion vertiefte die Tiefen-
lager-Problematik: Das Zwischenla-
ger ist sehr teuer, weil es viel mehr 
Sicherheitspersonal erfordert als ein 

Tiefenlager. Generell gab Hänggi zur 
Lagerungsproblematik zu bedenken: 
«Die Geologie ist einfacher vorher-
sehbar als die Gesellschaft.» 

Die ausgiebigen Gespräche beim 
anschliessenden Apéro zeigten, dass 
die Thematik relevant ist. Der Präsi-
dent der Energiekommission, Olivier 
Hofmann, bilanzierte: «Unabhängig 
davon, ob in der Schweiz einmal neue 
Kernkraftwerke gebaut werden oder 
nicht, müssen wir sicherstellen, dass 
die radioaktiven Abfälle sicher gela-
gert werden können. Eine Lagerung 
an der Oberfläche ist keine Option, da 
die Abfälle hier mit grossem Aufwand 
bewacht werden müssen. Dies kann 
weder finanziert noch ewig sicherge-
stellt werden. Ein Tiefenlager ist 
zwingend.»

Bernhard Schneider

Winterthurer Spitalvorlagen

Handlungsfähige Spitäler nützen den Patienten
Am 21. Mai stimmen wir über die Verselbstständigung des Kantonsspitals Winterthur und  
der Psychiatrie Winterthur – Zürcher Unterland ab. Ein doppeltes Ja zur Entstaatlichung der 
Spitäler macht diese fit für die Zukunft.

Nadja Galliker, Kantonsrätin

Mit Inkrafttreten des neuen Kranken-
versicherungsgesetzes haben sich die 
Rahmenbedingungen im Spitalwesen 
grundlegend geändert. Die Patientin-
nen und Patienten können ihr Spital 
frei wählen, und die Finanzierung er-
folgt über Fallpauschalen. Seither hat 
der Wettbewerb unter den Spitälern 
stark zugenommen – sowohl um Pa-
tienten als auch um qualifiziertes Ärz-
te- und Pflegefachpersonal. 

Um sich in diesem Wettbewerb be-
haupten zu können, brauchen Spitäler 
maximalen unternehmerischen Hand-
lungsspielraum. In Zukunft werden 
sich innovative Spitäler durchsetzen, 
welche ihren Patienten medizinische 
Top-Leistungen kostengünstig anbie-
ten können und gleichzeitig attraktive 
Arbeitgeber sind. Vor diesem Hinter-

grund ist die Verselbstständigung des 
Kantonsspitals Winterthur (KSW) 
und der Integrierten Psychiatrie Win-
terthur – Zürcher Unterland (ipw) eine 
Notwendigkeit.

Spitäler brauchen Flexibilität
KSW und ipw sind heute die einzigen 
nichtuniversitären Spitäler, die dem 
Kanton gehören. Dies ist in mehrfa-
cher Hinsicht problematisch. Einer-
seits befindet sich der Kanton in 
einem Rollenkonflikt: Er erteilt den 
Spitälern, die er selbst betreibt, Leis-
tungsaufträge und überwacht sie zu-
gleich. In einem fairen Wettbewerb 
darf der Kanton nicht gleichzeitig 
Spieler und Schiedsrichter sein. An-
dererseits bremsen die starren Ver-
waltungsstrukturen die Innovations-
kraft beider Spitäler: Die Personalre-
glemente sind veraltet, dringend not-

wendige Bauprojekte werden wegen 
bürokratischer Hürden verzögert. Als 
AGs könnten KSW und ipw wichtige 
Projekte rascher realisieren und flexi-

bel auf neue Patienten- und Personal-
bedürfnisse reagieren. 

AG ist der Normalfall
Heute sind die meisten Spitäler privat-
rechtlich organisiert. Auch im Kanton 
Zürich wurden bereits mehrere Spitä-
ler in eine AG überführt – darunter 
das Spital Bülach, an dem ich selbst 
tätig gewesen bin. Die Spital Bülach 
AG steht heute hervorragend da und 
ist ein guter und wichtiger Leistungs-
erbringer, auch im Bereich der Grund-
versorgung.

Es gibt keinen Grund, warum das 
KSW und die ipw in der Hand des 
Kantons bleiben sollen. Regierung, 
Gesundheitsdirektion und Parlament 
unterstützen deshalb die Verselbst-
ständigung.

Sagen auch Sie am 21. Mai zwei-
mal Ja zu KSW AG un d ipw AG.

Nadja Galliker
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Aus der Fraktion

Wirtschaftspolitik der Kantonsratsfraktion
Thomas Vogel, Kantonsrat  
und Fraktionspräsident
Peter Vollenweider, 
Kantonsrat und  
Vize-Fraktionspräsident

Die Möglichkeiten des Kantons, 
seine Wirtschaftspolitik selbst zu 
steuern, sind erheblich. Seitens 
Regierungsrat tut dies die Volks-
wirtschaftsdirektorin, seitens 
Kantonsrat die FDP-Kantonsrats-
fraktion. Die FDP setzt sich für 
«günstige Rahmenbedingungen» 
für die Wirtschaft ein. Aber was 
sind denn diese günstigen Rah-
menbedingungen, für welche die 
Kantonsratsfraktion Montag für 
Montag eintritt und kämpft? Da-
für zu sorgen, dass Unternehmen 
im Kanton Zürich möglichst frei, 
vom Staat nicht behindert, ihren 
Geschäften nachgehen können. 
Erfolgreiche Firmen schaffen Arbeits-
plätze, dank denen Menschen einen 
Verdienst haben und Steuern zahlen 
können – zugunsten der Allgemein-
heit. Diese privatwirtschaftlichen Ak-
tivitäten setzen letztlich viele sozial-
politische Anliegen um. Was tut die 
Fraktion konkret, um diesem Ideal 
gerecht zu werden? 

Gegen Überregulierung
Im Kampf gegen Überregulierung ist 
es uns u. a. gelungen, die sog. «Sunset 
Legislation», also die Befristung von 
Gesetzen, endlich im Kantonsrat «sa-
lonfähig» zu machen. Noch wirksamer 
ist es aber, wo nicht zwingend notwen-
dig, gar kein Gesetz zu machen, wie 
beispielsweise beim von der Fraktion 
abgelehnten Statistikgesetz. Daneben 
geht es aber auch darum, Bewilli-
gungsverfahren aller Art, insbesondere 
im Bereich Bau- und Arbeitsbewilli-
gungen, zu vereinfachen, zu beschleu-
nigen und zu vereinheitlichen. Daher 
sollen z. B. die Arbeitsinspektorate im 
Kanton fusioniert werden. 

Dem Fachkräftemangel 
entgegentreten
Von grosser Bedeutung für die Frak-

tion ist zurzeit das Erarbeiten von Stra-
tegien, wie dem Fachkräftemangel 
aufgrund der Kontingentierung des 
Bundes zu begegnen ist. Firmen wie 
Google (und andere) kommen nicht 
nach Zürich, wenn das notwendige 
Personal nicht gefunden werden kann. 
Ohne geeignetes Personal nützt dann 
auch unser liberales Arbeitsrecht we-
nig. Exzellente Bildungseinrichtungen 
sind eine Grundvoraussetzung. Sie 
brauchen Platz (Gebietsplanung Hoch-
schulquartier) und sollen finanziell 
neue Wege beschreiten können (mehr 
Drittmittel).

Steuerliche Belastung reduzieren
Weiter gilt es, das Augenmerk auf die 
steuerliche Belastung der Firmen zu 
legen – hier wird von entscheidender 
Bedeutung sein, wie sich der Kanton 
Zürich seinen steuerrechtlichen «Ins-
trumentenkoffer» im Rahmen der neu-
en Unternehmenssteuervorlage ein-
richtet. Dabei ist der Kanton nicht 
zurück auf Feld 0, denn er wird auf-
grund seiner Firmenstruktur auch in 
einer künftigen kantonalen Vorlage 
das volle Instrumentarium einsetzen 
wollen und müssen. Dieses braucht 
dann, sollte die Abstimmung auf Stu-

fe Bund in einem zweiten Umgang 
gewonnen werden, von Kantonsrat 
und vom Volk die Zustimmung.

Aber neben der steuerlichen Belas-
tung der Unternehmen selbst ist auch 
diejenige der Unternehmerinnen und 
Unternehmer nicht zu vergessen – der 
Kampf gegen zu hohe Progression in 
der Einkommens- und Vermögens-
steuer tut deshalb not, genauso wie bei 
der im Kanton Zürich völlig unver-
hältnismässigen Besteuerung des Pen-
sionskassenkapital-Guthabens.

Infrastruktur sicherstellen
Wirtschaftspolitik ist auch Verkehrs-
infrastrukturpolitik, zu Luft, auf der 
Strasse und auf der Schiene. Die Ent-
wicklungsmöglichkeiten des Flugha-
fens Kloten als Infrastruktur von aller-
grösster Bedeutung zu gewährleisten 
und interessante Optionen mit der 
privaten Aviatik auf dem Flugplatz 
Dübendorf zu prüfen, ist das Gebot 
der Stunde. Die Revision des sich zur-
zeit in Beratung in der kantonsrätli-
chen Kommission befindlichen Stras-
sengesetzes wurde von der Fraktion 
angestossen und soll ein flüssiges 
Fortkommen im Kanton im Bereich 
des motorisierten Individual- und 

Wirtschaftsverkehrs sichern. In 
beiden Themen ist die Fraktion 
federführend.

Gesunde Kantonsfinanzen
Weiteres Augenmerk der Fraktion 
gilt der Stabilität und Gesundheit 
der Finanzen im Kanton Zürich. 
Hier verbucht die Fraktion, zu-
sammen mit den bürgerlichen 
Partnern, seit vielen Jahren inso-
fern Erfolge, als Budget und Fi-
nanzplan Jahr für Jahr in ihrem 
Sinne ausfallen. Im kantonalen 
Parlament ist es dank der bürger-
lichen Mehrheit glücklicherweise 
nicht möglich, dass sich die Linke 
aufführt, als stünde im Keller der 
Finanzdirektion eine Gelddruck-
maschine. Sparen um des Sparens 
Willen ist kein politisches Kon-
zept – wer anderes behauptet, 
polemisiert. 

Gesunde Staatsfinanzen sind des-
halb so wichtig, weil jeder Franken, 
welchen der Staat einnimmt, von je-
mandem verdient werden musste. Es 
geht nicht an, den Einwohnerinnen 
und Einwohnern Geld für Unsinniges, 
Ineffizientes oder lediglich Wünsch-
bares aus der Tasche zu ziehen. Und 
noch weniger geht es an, Mehreinnah-
men zu fordern, bevor man sich red-
lich bemüht hat, Minderausgaben zu 
produzieren. Freisinnige wollen einen 
starken Staat dort, wo er sich auf seine 
Kernaufgaben konzentriert. Dies be-
deutet, dass Kernaufgaben zu definie-
ren sind sowie die Standards von deren 
Erfüllung. Das hätte sich die Kantons-
ratsfraktion auch von LÜ16 gewünscht 
– herauskommen ist ein relativ ge-
wöhnliches Sparpaket, leider ver-
schlimmbessert durch das Abschieben 
von Lasten auf die Gemeinden sowie 
dem «No-Go» von neuen Steuern und 
anderen Einnahmequellen.

Freisinnige Wirtschaftspolitik be-
dingt insbesondere, die Bedürfnisse 
der Wirtschaft zu kennen. Dem regel-
mässigen Austausch von Wirtschaft 
und Fraktion wird deshalb grösste Be-
deutung beigemessen – und wird es 
auch in Zukunft.

Thomas Vogel Peter Vollenweider
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Nein zur Abschaffung von Frühenglisch am 21. Mai 2017 

Nein zur Volksinitiative «Mehr Qualität –  
eine Fremdsprache an der Primarschule»
Die Initiative greift drei klare, wegweisende bildungspolitische Volksentscheide der letzten 10 Jahre 
an und gefährdet die Massnahmen zur Qualitätsverbesserung der Volksschule als Ganzes.  
Deshalb lehnten die Delegiertenversammlung und die Kantonsratsfraktion die Initiative ebenso klar 
ab wie der Regierungs- und der Kantonsrat. Bereits 2006 wurde eine ähnliche Volksinitiative deut-
lich verworfen. Ein Ja würde das Aus für Englisch in der Primarschule bedeuten, just der Fremd-
sprache, die Kinder, Eltern und Lehrpersonen bevorzugen – ein Schildbürgerstreich sondergleichen.

Cäcilia Hänni, 
Kantonsrätin

Die FDP kämpfte vor Jahren 
für die Einführung von Eng-
lisch in der Primarschule, 
weil sie überzeugt war und ist, 
dass Englisch für den Wirt-
schafts- und Forschungs-
standort Zürich essenziell ist 
– und zwar auf allen Bil-
dungsstufen und in allen Be-
rufen. Daran hat sich nichts 
geändert. Die Initiative wi-
derspricht gesellschaftlichen 
Entwicklungen und Bedürf-
nissen in unserem Kanton. 
Ein Ja hätte gravierende Fol-
gen für die weitere Entwick-
lung der Volksschule und 
würde alle Umsetzungsmass-
nahmen zu den drei Volksent-
scheiden in Frage stellen; in-
vestierte Steuergelder in ho-
her zweistelliger Millionen-
höhe würden weggeworfen. 
Die Folge wären erneute un-
absehbare Wirren und Un-
wägbarkeiten für das Volks-
schulwesen. Dies kann weder 
im Interesse der Kinder und 
der Eltern noch der Lehrper-
sonen oder der Steuerzahlen-
den sein.

Die Argumente der Initian-
ten überzeugen nicht. Die 
grosse Mehrheit der Kinder 
ist mit zwei Fremdsprachen 
nicht überfordert; Defizite 
Einzelner dürfen nicht mit 
einer Reduktion des Schul-

stoffes für alle beantwortet 
werden. Ab ca. 12 Jahren ler-
nen Kinder analytischer und 
damit rascher; das gilt aber für 
alle Fächer. Offenkundig ist 
auch, dass der Unterricht stets 
verbessert werden kann; daran 
gilt es zu arbeiten. Eine Ver-
lagerung von Englisch auf die 
Oberstufe wäre aber konzept-
los und würde die vom Bil-
dungsrat (in Zusammenarbeit 
und mit der Zustimmung der 
Lehrerschaft, der meisten 
politischen Parteien und vieler 
weiterer Interessengruppen) 
beschlossene Stundentafel der 
Primar- und Sekundarschule 
über Bord werfen. Insgesamt 
würde damit ein Qualitätsab-
bau bewirkt statt eine Stär-
kung der Volksschule. Dies 
gilt es unbedingt zu vermei-
den.

Deshalb sagen auch Sie 
Nein zu dieser Volksinitiative.

www.nein-zur-
abschaffung- 
von-fruehenglisch.ch

Stimmen Sie am 21. mai
nein!

Keine aBSchaffung 
von fRüh- «English» 
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FDP Stadt Zürich

Jubiläum 125 Jahre FDP Stadt Zürich
Severin Pflüger,  
Präsident FDP Stadt Zürich

Die FDP der Stadt Zürich wird dieses 
Jahr 125 Jahre alt. Damals fand die 
erste Eingemeindung statt, und es war 
für die freisinnigen Kräfte Anlass, sich 
stärker zu organisieren und als Verein 
zu konstituieren. Dies nicht zuletzt, 
um sich gegenüber anderen, strikt und 
schlagkräftig organisierten politischen 
Parteien (den Linken und den Konser-
vativen) behaupten zu können.

Damals wie heute rekrutiert die 
FDP ihre Mitglieder aus der Mitte der 
Gesellschaft. Freiheit, Gemeinsinn 
und Fortschritt sind zeitlose Werte, 
die unsere Basis bilden. Wir stellen 
den Menschen und seine Bedürfnisse 
ins Zentrum unserer Betrachtungen. 
Wir geben ihm den Raum, sich zu ver-
wirklichen. Von ihm wird verlangt, 
die Verantwortung für sich selbst, sei-
ne Nächsten und das Ganze zu tragen. 

Nur dort, wo der Staat mehr erreichen 
kann als die private Initiative, soll der 
Staat handeln. Das ist keine liberale 
Sonntagspredigt, sondern gelebte Pra-
xis. Für die anstehenden Fragen der 
Stadt Zürich bedeutet es das Folgende:

1. Der heutigen städtischen Wohn-
baupolitik, die über eine rigorose Bau- 
und Zonenordnung eine Verdichtung 
bewusst bremst und jährlich mit Mil-
lionen Franken Wohnungen für einige 

Privilegierte vergünstigt, erteilen wir 
eine klare Abfuhr. Günstigen Wohn-
raum schafft man in einer urbanen 
Umgebung nur, wenn man gezielt ver-
dichtet, den Bau von neuen Wohnun-
gen nicht behindert, sondern ermög-
licht und bürokratische Hürden abbaut.

2. Gleichzeitig sind der öffentliche 
Aussenraum und die Verkehrsinfra-
struktur entsprechend an die erhöhte 
Nutzung anzupassen und attraktiv zu 
gestalten. Zum Leben gehört auch 
Mobilität. Der heutigen städtischen 
Politik, die überall im Verkehr die Ka-
pazitäten verknappt, können wir daher 
nicht folgen. Das konsequente Setzen 
auf den öffentlichen Verkehr muss 
nicht zwingend zu Lasten anderer Ver-
kehrsträger gehen. Ein Nebeneinander 
ist auch in einer dichten und urban ge-
prägten Stadt möglich.

3. Nicht die Schule soll vorgeben, 
wie sich die Eltern beruflich und pri-
vat organisieren, sondern sie soll ver-

schiedene Lebensentwürfe ermögli-
chen. Das heutige Hortsystem wurde 
ursprünglich darauf ausgerichtet, dass 
wenige Kinder jeden Mittag auswärts 
betreut werden. Die Bedürfnisse ha-
ben sich aber fundamental geändert. 
Mehr als 70 Prozent der Kinder wer-
den heute ausserfamiliär betreut, und 
dies nicht die ganze Woche, sondern 
je nach den beruflichen Erfordernis-
sen an unterschiedlichen Tagen. Die 
richtige Antwort darauf ist nicht ein 
träges Hortsystem, sondern das von 
uns als Erste geforderte Tagesschul-
system mit der Möglichkeit, sich je-
derzeit abzumelden.

Wir wollen Freiräume für die Ent-
faltung des Einzelnen, der Familie 
und der Gesellschaft schaffen und er-
halten. Nicht alles muss reglementiert 
sein. Nicht alles muss kontrolliert 
sein. Das Vertrauen in das Gegenüber 
und nicht das Misstrauen gegen alles 
sollte die Maxime des Handelns sein.

Severin Pflüger

FDP Stadt Winterthur

Städte müssen ihre Attraktivität steigern
Dieter Kläy,  
Präsident FDP Winterthur

Das Leistungsüberprüfungspaket 
«Lü 16» des Kantons Zürich wird bei 
vollständiger Umsetzung für die Stadt 
Winterthur Mehrkosten bzw. Minder-
einnahmen von ein paar Millionen 
Franken zur Folge haben. An der Not-
wendigkeit des Sparpakets des Kan-
tons ändert das nichts. Im Gegensatz 
zur weitverbreiteten Meinung, die 
Stadt Winterthur hänge finanziell nur 
am Tropf des Kantons, hat der seit 
2014 amtierende bürgerliche Stadtrat 
erfolgreich Sanierungsmassnahmen 
umgesetzt und realisiert jährlich Ein-
sparungen von rund 50 Millionen 
Franken. 

Entscheidend wird sein, was die 
langfristige Perspektive ist. Diese Fra-
ge stellt sich nicht nur für Winterthur, 
sondern für alle Städte, die mit wach-

senden Sozialausgaben konfrontiert 
sind und den finanziellen Druck des 
Kantons spüren. Die Antwort kann 
nur in einer langfristig ausgerichteten, 
attraktiven und wirtschaftsfreund
lichen Stadtentwicklung mit mehr 
Wohnraum für gute Steuerzahlende 
und weniger Verboten und Regulie-
rungen wie beispielsweise einschrän-
kende Parkplatzverordnungen, kom-

plizierte und langwierige Baubewilli-
gungsverfahren, hohe Gebühren und 
andere Hindernisse aller Art für In-
vestitionswillige und das Gewerbe 
liegen. 

Die FDP-Fraktion im Grossen Ge-
meinderat arbeitet seit Jahren hartnä-
ckig und erfolgreich an der Verbesse-
rung der wirtschaftlichen Standort-
faktoren Winterthurs. Anfang 2017 
intensivierte sie ihr Engagement und 
reichte ein sechsteiliges Vorstosspaket 
mit dem Ziel einer Stärkung der Kul-
turstadt Winterthur ein. Eine bessere 
Vermarktung der vielfältigen Winter-
thurer Kultur und die Schaffung einer 
Kulturmeile bringen mehr Touristen, 
wovon wiederum das lokale Gewerbe 
profitiert. Ende März doppelte die 
Fraktion mit einem Wirtschafts- und 
Bildungspaket nach. Wie bei der Kul-
tur beinhaltet das neue Vorstosspaket 
Fragen zu den mittel- und langfristi-

gen Zielen des Stadtrates, den dazu-
gehörenden Strategien und den ent-
sprechenden Massnahmen. Besonde-
res Augenmerk wird dabei auf eine 
ausgewogene Gewichtung der The-
men gelegt. Während ein Postulat die 
konsequente Weiterentwicklung der 
Bildungsstadt Winterthur zum «Cam-
pus Winterthur» fordert, werden in 
mehreren Postulaten Themen wie 
«One Stop Shop», Erweiterung des 
Standortmarketings auf BRICS-Staa-
ten oder die Bedeutung der Studieren-
den für Winterthurs Entwicklung 
lanciert. Winterthur hat als Kultur-, 
Bildungs- und Werkplatz viel zu bie-
ten und ist über die Landesgrenzen 
hinaus attraktiv. Dies wiederum ver-
spricht wirtschaftliche Impulse für 
das lokale und regionale Gewerbe und 
ist Grundlage für attraktive Lebens-
bedingungen und langfristig ein hö-
heres Steuersubstrat.

Dieter Kläy
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FDP Bezirk Dielsdorf

Gute Zusammenarbeit mit der Wirtschaft
Ann Barbara Franzen, 
Kantonsrätin, Präsidentin  
FDP Bezirk Dielsdorf

Die Bezirkspartei Dielsdorf pflegt eine 
intensive Zusammenarbeit mit der lo-
kalen Wirtschaft. Unser Bezirk um-
fasst heute noch 22 Gemeinden, davon 
ländlich geprägte Kleinstgemeinen 
wie Bachs und eher städtisch orientier-
te, in den letzten Jahrzehnten auch 
stark industriell gewachsene Gemein-
den wie Regensdorf. Daneben sind in 
unserem Bezirk Traditionsunterneh-
mungen wie die Firma Eberhard Bau 
AG in Oberglatt, die Kaba in Rümlang 
(seit 2015 Kaba Dorma) oder die Firma 
Bucher Industries AG in Niederwenin-

gen angesiedelt, um nur einige zu nen-
nen. Alle bringen Arbeitsplätze, Aus-
bildungsmöglichkeiten und Steuer-
substrat in unsere Gemeinden. 

Mit ansässigen Firmen einen guten 
Austausch zu halten, ist Tradition, sei 
es über die Ortsparteien oder über die 
Bezirkspartei. Die Bezirkspartei setz-
te sich zum Ziel, jährlich einen Anlass 
für die Mitglieder bei einer lokalen 
Firma zu organisieren. So möchte sie 
den Mitgliedern die von Zug- oder 
Autofahrt her bekannten Gebäude als 
Unternehmungen mit Geschichte und 
Vision näherbringen. Bevölkerung 
und Politik – meist dürfen wir auch 
National- und Ständeräte begrüssen 
– sollen unsere geschätzten Partner 

aus der Wirtschaft besser kennenler-
nen. Daher sind die meisten unserer 
Anlässe für das breite Publikum offen. 
Gemeinsam mit Bucher Industries AG 
durften wir beispielsweise im Rahmen 
des National- und Ständeratswahl-
kampfes 2015 einen Anlass mit Ruedi 
Noser organisieren. Bucher öffnete die 
grosse, museal wirkende Traktoren-
halle mit ihren neusten Produkten für 
ein Referat zum Werkplatz Schweiz 
von Ruedi Noser, gefolgt von einem 
Rundgang durch die Produktionshal-
len. Der Rundgang und der abschlies-
sende Imbiss gaben Gelegenheit zu 
Gesprächen mit Firmenmitarbeiten-
den vom Lehrling bis zum Geschäfts-
leitungsmitglied. Im Januar dieses 

Jahres folgte bei Bucher Industries 
eine Veranstaltung zur USTR-III-Ab-
stimmung und im Herbst planen wir 
im Hinblick auf eidgenössische Ab-
stimmungen einen Anlass bei einer 
weiteren Traditionsfirma, zu welchem 
wir als Gast Nationalrat Hans-Ulrich 
Bigler begrüssen werden. 

Die unter dem Jahr sorgsam ge-
pflegte Zusammenarbeit mit Vertre-
tern der Wirtschaft und des Gewerbes 
ermöglicht immer wieder spannende 
Anlässe und für beide Seiten wertvol-
le Begegnungen. Es ist an uns, für die 
Wirtschaft gute Rahmenbedingungen 
und Verständnis für den Werkplatz 
Schweiz zu schaffen. Dafür bieten 
unsere Anlässe die beste Gelegenheit.

FDP Ortspartei Uster

Vom Ende der Fahnenstange
Marc Thalmann,  
Präsident FDP Uster

Die wirtschaftspolitischen Parteiima-
ges werden national oder kantonal 
geprägt. Von diesen können die Orts-
parteien profitieren oder nicht. Die 
vergangenen nationalen Abstimmun-
gen zeigten, dass wirtschaftsfreund-
liche Vorlagen es schwer haben, 
Mehrheiten zu finden.

Die Ortsparteien bewegen sich ge-
wissermassen am Ende der wirt-
schaftpolitischen Fahnenstange. Was 
bleibt einer Ortpartei, um sich als lo-
kale Wirtschaftspartei zu positionie-
ren? Natürlich ist das ortsspezifisch 
unterschiedlich. Inhaltlich sind es die 
gleichen Themenfelder wie auf den 
übergeordneten föderalen Ebenen: 
Steuern und Raumplanung.

In Uster schlägt sich unsere Ge-
meinderatsfraktion alljährlich mit der 
linksgrünen Forderung nach einer 
Steuererhöhung herum, was aufgrund 
der fragmentierten Mitte im Ustermer 
Parlament immer mit einer Unsicher-
heit verbunden ist. Dank guter Lei-
tung der städtischen Finanzabteilung 

unter freisinniger Führung, und ent-
sprechendem Lobbying im Parla-
ment, konnte dieses Begehren bisher 
verhindert werden.

Uster stehen in den nächsten Jahren 
grosse städtebauliche Entwicklungen 
bevor. Die FDP Uster setzt sich dafür 

ein, dass in den Gestaltungplänen 
dem Gewerbe genügend Platz zur Ver-
fügung gestellt und der Attraktivität 
und Zugänglichkeit der öffentlichen 
Räume grosse Beachtung geschenkt 
wird, damit sich nicht – wie in Zürich 
– «Münsterplatzsituationen» ergeben.

Die Partei bemüht sich ständig, die 
Anliegen der ortsansässigen Gewer-
betreibenden aufzunehmen und abzu-
holen. Parteiversammlungen finden 
mehrheitlich in Räumlichkeiten von 
Ustermer Firmen statt. So wird der 
direkte Austausch gepflegt. Zudem 
bestehen zum Wirtschaftsforum Uster 
enge Beziehungen, welche insbeson-
dere bei Abstimmungsvorlagen hilf-
reich sind und auch Wirkung zeigen.

Die Ortspartei sieht sich aber den-
noch dem Vorwurf ausgesetzt, zu we-
nig für das örtliche Gewerbe zu unter-
nehmen. Wobei diese Klagen meist 
auf der abstrakten Ebene bleiben. 
Konkrete Forderungen von Seiten der 
Gewerbetreibenden, wie zuletzt bei 
der Parkplatzverordnung, werden lei-
der nur selten gestellt. Daher bleibt 
der regelmässige Austausch wichtig, 
um aufkommende Themen rechtzei-
tig zu erkennen und in den politischen 
Prozess aufnehmen zu können. Und 
um als lokale Wirtschaftspartei wahr-
genommen zu werden und nicht bloss 
als örtliche Fahnenträgerin bei natio-
nalen und kantonalen wirtschaftspoli-
tischen Abstimmungen.

Marc Thalmann
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FDP Frauen Kanton Zürich

Vereinbarkeit von Familie und Beruf –  
alle sind gefordert!
Die Thematik liegt – auch vor dem Hintergrund der Umsetzung der Masseneinwanderungsinitiative 
und der Fachkräfteinitiative des Bundes – in aller Munde. Was ist zu tun?

Pia Guggenbühl, Vorstand  
der FDP Frauen Kanton Zürich

Andere Länder in Europa kennen bis 
zu drei Jahre Erziehungsurlaub inklu-
sive Arbeitsplatzgarantie, Elterngeld 
und das Recht auf Teilzeitarbeit. «Toll, 
wollen wir auch!», ist man versucht zu 
rufen … doch was bringen diese Mass-
nahmen? Sind sie für die wirtschaft-
liche Entwicklung eines Landes sinn-
voll? Und vor allem: Wer soll das be-
zahlen?

Die FDP Frauen des Kantons Zü-
rich wollen den Hebel dort ansetzen, 
wo der grösste Effekt erzielt werden 
kann: Seit vielen Jahren setzen wir uns 
für Tagesschulen und Tagesstrukturen 
ein, welche beiden Eltern den Verbleib 

im Erwerbsleben ermöglichen (siehe 
auch das aktuelle Bulletin der FDP 
Frauen Kanton Zürich). Doch nicht 
nur der Staat, sondern auch die Wirt-
schaft ist gefordert.

Bereits heute unternehmen die Fir-
men aus eigener Kraft viel. Als wich-

tigster Arbeitgeber sind die Banken 
am Finanzplatz Zürich zu erwähnen: 
66 Prozent der Banken in der Schweiz 
bieten flexible Arbeitszeiten an (zumal 
rund ein Drittel der Mitarbeitenden 
Kinder unter 15 Jahren hat), fast 20 
Prozent der Banken bieten reservierte 
Plätze in Krippen an, 5 Prozent ver-
fügen sogar über hauseigene Krippen.

Solche Engagements sind wichtige 
Differenzierungsmerkmale der Fir-
men im «War for best talents». Auch 
ermöglichen im Dienstleistungssektor 
immer mehr Unternehmen ihren Mit-
arbeitenden flexible Arbeitsformen 
dank Digitalisierung, Teilzeit- und 
Shared Jobs sowie Home Office. In 
der Folge hat die Zahl der Teilzeitmit-
arbeitenden sowohl bei Frauen wie 

auch bei Männern stark zugenommen 
und ist gemäss dem Bundesamt für 
Statistik seit 2011 um 12 Prozent ge-
stiegen, in Vorgesetztenfunktionen 
sogar um 24 Prozent.

Wir Frauen müssen aber auch 
(selbst)kritisch sein: Viele Paare wün-
schen sich nach wie vor die traditio-
nelle Rollenteilung. Das liberale Prin-
zip hat zu gelten, dass jede und jeder 
das Leben entlang der eigenen Vor-
stellungen und Möglichkeiten gestal-
ten kann. Doch auch diese Freiheit hat 
eben Grenzen, wenn an Universitäten 
und Hochschulen teuer ausgebildete 
Frauen im Erwerbsleben fehlen. Dann 
muss frau sich einmal grundsätzliche 
Gedanken über den Wert unserer Bil-
dung machen …

Pia Guggenbühl

Jungfreisinnige Kanton Zürich

Mittelstandsinitiative jetzt unterzeichnen!
Christoph Baumann, 
Präsident Jungfreisinnige 
Kanton Zürich

Seit dem 17. Februar 2017 sam-
meln die Jungfreisinnigen 
Kanton Zürich Unterschriften 
für tiefere Einkommenssteuern 
im Kanton Zürich. Unter dem 
Slogan «Meh Stutz für Alli» ist 
die Mittelstandsinitiative gut 
angelaufen und erfährt Rück-
halt aus weiten Teilen der Bevölke-
rung. Jedoch müssen wir bis Mitte 
Jahr die notwendigen 6000 Unter-
schriften sammeln und hoffen dabei 
auf Ihre Unterstützung. In der Beilage 
dieser Ausgabe des «Zürcher Frei-
sinns» erhalten Sie einen Unterschrif-
tenbogen. Wir würden uns sehr freu-
en, wenn Sie diesen mit Ihren Freun-
den und Bekannten unterschreiben 

und damit unser Anliegen unterstüt-
zen könnten.

Worum geht es bei  
der Mittelstandsinitiative?
Die Jungfreisinnigen Kanton Zürich 
setzen sich für eine Senkung der Steu-
ern für natürliche Personen ein. An 
der Delegiertenversammlung der FDP 
Kanton Zürich vom vergangenen Ok-

tober haben sich die Delegier-
ten ohne Gegenstimme für 
die Unterstützung dieses ur-
liberalen Anliegens ausge-
sprochen. Die Initiative will 
den Mittelstand um durch-
schnittlich 15 Prozent entlas-
ten und die oberste Progres-
sionsstufe (13er) abschaffen. 
So profitieren sämtliche Ein-
kommenskategorien von 
einer Steuersenkung. Im Hin-

blick auf das Gesamtbudget der Kan-
tons- und Gemeindefinanzen macht 
diese Senkung einen zu vernachlässi-
genden Effekt aus. Im Gegenzug pro-
fitieren jedoch alle Bürgerinnen und 
Bürger des Kantons, und die Attrak-
tivität unseres Kantons kann so ge-
steigert werden. 

Neben der FDP wird die Initiative 
auch von namhaften Vertretern aus 

anderen bürgerlichen Parteien unter-
stützt.

Wie können Sie uns unterstützen?
Als Beilage zu dieser Ausgabe finden 
Sie einen Unterschriftenbogen und 
ein ausführlicheres Argumentarium 
zu unserer Initiative. Wir würden uns 
sehr freuen, wenn Sie diesen Bogen 
mit Ihren Freunden und Bekannten 
unterschreiben würden und an uns 
retournieren könnten. Auf einem Bo-
gen dürfen nur Personen aus der glei-
chen politischen Gemeinde unter-
schreiben. Der Unterschriftenbogen 
ist mit einer Geschäftsantwortsen-
dung versehen und kann ohne Fran-
kierung einfach in den nächsten Brief-
kasten eingeworfen werden. Wichtig: 
bitte den Bogen nicht abtrennen!! Nur 
wenn der vollständige Bogen bei uns 
eintrifft, ist Ihre Unterschrift gültig.


